
 

 
 
 
 

Haushaltssatzung und Bekanntmachung  
der Haushaltssatzung 

 
1.  

Haushaltssatzung 
der Stadt Lüdenscheid 

für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 
 
 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch 
Gesetz vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) geändert worden ist, hat der Rat der Stadt 
Lüdenscheid mit Beschluss vom 15.04.2024 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2024 und 2025, der die für die Erfüllung der 
Aufgaben der Stadt Lüdenscheid voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und 
notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  
 
        2024   2025 
im Ergebnisplan mit  
 dem Gesamtbetrag der Erträge auf                         303.202.883 € 303.935.004 € 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf             334.012.829 € 340.531.010 € 
 
im Finanzplan mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 laufender Verwaltungstätigkeit auf                           280.831.917 € 288.716.745 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 laufender Verwaltungstätigkeit auf                           310.227.866 € 316.841.830 € 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit auf                                         15.761.361 € 13.520.129 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit auf                                         68.603.642 € 57.476.985 € 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 der Finanzierungstätigkeit auf                                     27.688.376 € 27.450.771 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 der Finanzierungstätigkeit auf                                       7.021.879 € 7.368.570 € 
 
festgesetzt. 
 
 



§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf  
 
          2024   2025 
                                                                                       27.688.376 €         27.041.791 € 
festgesetzt. Hiervon entfallen  
- auf das Sonderkontingent Feuerwehrgebäude                   5.653.742 € 7.376.517 €, 
- auf den Kredit für die Grundschule Lösenbach                   2.500.000 € 7.500.000 €, 
- auf die übrigen teil- und unrentierlichen Maßnahmen         3.510.940 € 3.451.741 €, 
- auf neu veranschlagte Kredite aus Vorjahren                     4.600.213 € 3.650 €, 
- auf rentierliche Maßnahmen                                              11.423.481 € 8.709.883 €. 

 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitions-
auszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf  
          2024   2025  
                                                                                      71.263.435 € 24.822.000 € 
 
festgesetzt. Hiervon entfallen             30.500.000 €       20.700.000 €   
auf Maßnahmen zur Errichtung von Feuerwehrgebäuden 
und                20.600.000 €                       0 € 
auf die Maßnahme Grundschule Lösenbach. 
Nicht in Anspruch genommene Verpflichtungen des ersten Haushaltsjahres gelten weiter bis 
zum Erlass der nächsten Haushaltssatzung.  
 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergeb-
nisses im Ergebnisplan wird auf 
          2024   2025  
                                                                                                      0 € 0 € 
 
und die Verringerung der allgemeinen Rücklage  
aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses  
im Ergebnisplan wird auf 

                                                                                     30.809.946 € 36.596.006 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 
          2024   2025  
                                                                                    150.000.000 € 150.000.000 € 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 



§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 wie 
folgt festgesetzt: 
          2024   2025  
1. Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf                                                         330 %                        330 %* 
 

1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf                                                         766 %                        766 %* 
 

2. Gewerbesteuer auf                                                          499 %                        499 % 
 
*Die aufgeführten Steuersätze für die Grundsteuer für 2025 haben nur deklaratorische 
Bedeutung, da die Steuersätze mit separater Hebesatzsatzung festgesetzt werden. 
 
 

§ 7 
 

Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahr 2034 wieder 
hergestellt. Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungs-
maßnahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 

 
 

§ 8 
 
Die im Stellenplan als "künftig umzuwandeln" (ku) bezeichneten Planstellen sind beim 
Freiwerden in Planstellen der nächstniedrigeren oder der besonders vermerkten 
Besoldungs- oder Entgeltgruppe umzuwandeln. Die im Stellenplan als "künftig wegfallend" 
(kw) bezeichneten Planstellen sind mit dem Ausscheiden der Stelleninhaber oder zu den 
besonders vermerkten Ereignissen aufgehoben. Zur flexiblen Stellenbewirtschaftung können 
während des Haushaltsjahres Beamtenstellen mit vergleichbaren Tarifbeschäftigten und 
Stellen von Tarifbeschäftigten mit Beamten besetzt werden. Soweit von dieser Ermächtigung 
Gebrauch gemacht wird, ist der Stellenplan für das folgende Haushaltsjahr entsprechend 
anzupassen. 
 
 

§ 9 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden folgende Bewirtschaftungsregelungen getroffen: 
 
Alle Aufwendungen und die hiermit verbundenen konsumtiven Auszahlungen eines Produkts 
werden zu einem Budget zusammengefasst. Auszahlungsermächtigungen für 
Instandhaltungsmaßnahmen eines Produktes, für die im Vorjahr Rückstellungen gebildet 
wurden, bilden ebenfalls ein Budget. Darüber hinaus werden die Aufwendungen sowie die 
Auszahlungsermächtigungen für Investitionen der Produktgruppe 03.01 „Bereitstellung 
schulischer Einrichtungen“ zu einem Budget zusammengefasst. Zudem sind die 
Auszahlungsermächtigungen für Zinsen im Produkt 16.01.01 „Allgemeine Finanzwirtschaft“ 
einseitig deckungsfähig zugunsten der Ermächtigungen für Tilgungen. Die Summe der 
Aufwendungen und Auszahlungen ist verbindlich. 
 
Von den vorstehenden Budgetierungen ausgenommen sind die Verfügungsmittel des 
Bürgermeisters. Weiterhin ausgenommen sind die nicht zahlungswirksamen Aufwendungen 
sowie die zahlungswirksamen Personalaufwendungen.  
 



Die Aufwendungen aus Abschreibungen auf Sachanlagen, Umlaufvermögen und 
immaterielle Vermögensgegenstände sowie die Aufwendungen aus Anlageabgängen 
werden produktübergreifend zu einem Budget zusammengefasst. 
 
Die Auflösungen von investiven Rechnungsabgrenzungsposten, die zahlungswirksamen 
Personalaufwendungen, die Zuführungen zu Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen, die 
Zuführungen zu Rückstellungen für Altersteilzeit sowie die Zuführungen zu Rückstellungen 
für Urlaub und Gleitzeit sind jeweils produktübergreifend gegenseitig deckungsfähig. Erträge 
und Aufwendungen aus der internen Leistungsverrechnung bilden für jede Verrechnungsart 
jeweils produktübergreifend ein Budget.  
 
Auszahlungsermächtigungen für Investitionen sind dann gegenseitig deckungsfähig, wenn 
sie zu demselben Auftrag gehören. Auszahlungsermächtigungen für Investitionen können mit 
Ausnahme der Produktgruppe 03.01 „Bereitstellung schulischer Einrichtungen“ nicht zur 
Deckung von zahlungswirksamen Aufwendungen herangezogen werden. 
Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit darf nur dann erfolgen, wenn und soweit beim 
deckungspflichtigen Ansatz eine voraussichtliche Unterschreitung eintritt. 
 
Weitere Deckungsmöglichkeiten sind über entsprechende Deckungsvermerke im 
Haushaltsplan gekennzeichnet.  
 
Der Stadtkämmerer wird ermächtigt, im Zweifelsfall die Durchführung der vorgenannten 
Regelungen im Detail zu bestimmen. Die rechtlichen Befugnisse des Stadtkämmerers 
bleiben im Übrigen unberührt. 
 
 

§ 10 
 
Als geringfügig im Sinne des § 81 Absatz 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen gelten Auszahlungen bis zur Höhe von 2.750.000 €. 
 
Als erheblich im Sinne des § 10 Absatz 1 der Kommunalhaushaltsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen gelten Änderungen bei Erträgen und Aufwendungen sowie bei 
Einzahlungen und Auszahlungen von mehr als 200.000 € je Produktsachkonto bzw. je 
Investitionsmaßnahme. 
 
 
 
 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) dem 
Landrat des Märkischen Kreises als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Lüdenscheid 
mit Schreiben vom 22.04.2024 angezeigt worden. 
 
Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erforderliche Genehmigung der Verringerung der 
allgemeinen Rücklage sowie die nach § 76 Absatz 2 GO NRW erforderliche Genehmigung 
des Haushaltssicherungskonzeptes ist vom Landrat des Märkischen Kreises als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Lüdenscheid mit Verfügung vom 22.05.2024 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan 2024 und 2025 liegt bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 
2025 gemäß § 80 Abs. 6 GO NRW in Verbindung mit § 96 Abs. 2 GO NRW im Fachdienst 
Finanzen, Steuern und Beteiligungen, Rathausplatz 2b (Telekomgebäude), Zimmer 262, 



während der Dienststunden (Montag – Donnerstag 8.30 Uhr – 12.00 Uhr sowie 13.30 Uhr – 
16.00 Uhr, Freitag 8.30 Uhr – 12.00 Uhr) öffentlich aus und steht zudem im Internet unter der 
Notfall-Homepage www.rathaus-luedenscheid.de in der Rubrik "Aktuelles“ unter „Öffentliche 
Zustellungen und Bekanntmachungen" zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 GO NRW kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs 
Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Lüdenscheid, 29.05.2024 
 
Der Bürgermeister 
Sebastian Wagemeyer 
Bürgermeister 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik 
„Rathaus & Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntmachungen“ eingesehen werden. 


